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Schreiben von Activist NGO betreffend 5G-Sendeanlagen 

Empfehlung GPV: Keine Reaktion 

 

Ende November erhielten schweizweit diejenigen Gemeindepräsidien, auf deren Gemeindege-

biet 5G-Antennen offenbar geplant oder gebaut sind, ein Schreiben der Activist NGO. Die Or-

ganisation gibt als Adresse «Thurgauerstrasse 117, Glattpark (Opfikon)» an. 

 

Die Organisation behauptet im Schreiben, dass die Bewilligungsverfahren für Sendeanlagen 

der 5. Mobilfunkgeneration nicht korrekt abgewickelt worden seien. Eine Mittäterschaft der 

Gemeindepräsidien könne nicht ausgeschlossen werden, was den Verdacht auf Amtsmiss-

brauch bis zum versuchten Genozid in den Raum stellen würde. Der Fokus liege nun auf der 

Haftungsfrage. Die Gemeindepräsidien als aktuell Identifizierte der Haftungsübernahme, ge-

stützt auf das Transparenzprinzip, werden gebeten, der Organisation alle Unterlagen, welche 

dem Bewilligungsprozess dienten, in Kopie zuzustellen. Auch beizulegen sei die genaue Versi-

cherung, welche die Prämien, die gedeckte Schadenhöhe, die Fallarten sowie die Versiche-

rungsgeber im Detail aufzeigen. Ausserdem sollten die gestellten Fragen im Detail und wahr-

heitsgetreu beantwortet werden, um herauszufinden, auf welcher Ebene die Misskommunika-

tion oder sogar ein Betrug stattgefunden habe. Falls dies nicht innert 30 Tagen geschehe, wür-

den die Gemeindepräsidien bei der Anklagebehörde eingegeben. 

 

Der GPV nahm Abklärungen bei der Stadt Opfikon, bei der Datenschutzstelle und bei der In-

terventionsstelle gegen Radikalisierung und Extremismus der Kantonspolizei vor und liess auch 

die Erkenntnisse der Schweizerischen Gemeindeverbandes zum Schreiben in seine Empfehlung 

einfliessen. Einige Gemeinden sandten dem GPV ihr Antwortschreiben zu. 

 

Der Leitende Ausschuss des GPV hat an seiner Sitzung vom 13.12.2024 das Thema behandelt.  

 

Die Stadt Opfikon kennt die Organisation. Der Kantonspolizei ist diese ebenfalls bekannt. Diese 

habe sich bei der «Gründung» bei der Kapo vorgestellt. Themenschwerpunkte seien die Land-

wirtschaft, die Energie und die Gesundheit.  

 

Gestützt auf die Abklärungen empfiehlt der GPV, auf das Schreiben nicht zu antworten, da dies 

vermutlich nicht zielführend ist. Sollte sich die Organisation nochmals melden, könnte auf den 

Gesuchsweg gemäss Gesetz über die Information und den Datenschutz verwiesen werden oder 

gemäss folgenden Ausführungen reagiert werden:  

 

Jenen Gemeinden, die auf das Schreiben der «Activist NGO» reagieren möchten, wird empfoh-

len, auf die Zustellung der angeforderten Dokumente sowie auf die Beantwortung des dem 

Schreiben beigelegten Fragebogens zu verzichten. Einer allfälligen Antwort kann abschliessend 

ein Zusatz beigefügt werden, wonach die Angelegenheit aus Sicht der Gemeinde mit vorlie-

gendem Antwortschreiben erledigt ist. Inhaltlich kann eine allfällige Antwort auf die drei fol-

genden Bereiche Bezug nehmen:  
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- Gesundheitsschutz: Unabhängig vom angewandten Bewilligungsverfahren (d.h. auch bei 

Anpassungen im Melde- und Bagatellverfahren) werden in der Schweiz die in der Verord-

nung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) vorgeschriebenen Grenz-

werte jederzeit eingehalten. Wie zudem der jüngste Bericht des Bundesamts für Umwelt 

bestätigt, ist die Schweizer Bevölkerung einer sehr geringen Strahlung ausgesetzt. Diese 

liegt deutlich unter dem gültigen Immissions- und Anlagegrenzwert.  

- Haftungsregelung: Wie das Bundesgericht bereits 2013 festgestellt hat, kann die Erteilung 

der Baubewilligung für Mobilfunkanlagen nicht vom Nachweis einer Haftpflichtversiche-

rung abhängig gemacht werden. Massgebend für den Gesundheitsschutz sind die schweiz-

weit geltenden Grenzwerte. Da diese eingehalten werden, liegt kein Verschulden vor.  

- Bundesgerichtsurteil: Im April 2024 hat das Bundesgericht festgehalten, dass die erstmalige 

Anwendung eines Korrekturfaktors bei adaptiven Antennen ein ordentliches Baubewilli-

gungsverfahren erfordert. Anlagen, bei denen der Korrekturfaktor ohne ordentliches Be-

willigungsverfahren eingeführt wurde, müssen ordentlich nachbewilligt werden. Dieses 

Vorgehen ist indes rein formell-rechtlicher Natur.  

 

Sollte es zu Anklagen gegen Gemeindepräsidien kommen, ist der GPV bereit, eine koordinative 

Rolle einzunehmen, um ein einheitliches Vorgehen sicherzustellen. 

 

Wenn sich jemand durch dieses Schreiben oder allfällige künftige Entwicklungen bedroht fühlt, 

steht gemäss der Auskunft der Interventionsstelle gegen Radikalisierung und Extremismus un-

ter der Telefonnummer 058 648 14 20 der Gewaltschutz der Kantonspolizei zur Verfügung. 

https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/anzeige-nsb-unter-medienmitteilungen.msg-id-102792.html
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_similar_documents&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&docid=aza%3A%2F%2F23-10-2013-1C_329-2013&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F23-10-2013-1C_329-2013&number_of_ranks=374
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://23-04-2024-1C_506-2023&lang=de&zoom=&type=show_document

